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TI resu1te ainsi des considerations qui pr6cMent qu'il 
n'ya pas lieu en l'espece a I'application de l'art. 620 CC, 
que le recours en reforme de dames Delley, Martin et 
Thomas doit etre admis et le recours-joint de dame Grand­
jean rejete. 

4. - TI n'est pas necessaire, dans ces conditions, d'exa­
miner la these des recourantes selon la quelle Edouard 
Dejardin avait dans son testament prescrit le partage en 
nature de sa succession. C'est manifestement avec raison 
d'aiHeurs, que le Tribunal de la Broye a admis qu'Edouard 
Dejardin n'avait pas entendu etablir une regle de partage 
mais dire simplement que ses biens, apres deduction des 
legs et de la reserve du fils illegitime, devaient revenir 
par parts egales a ses 4 filles. 

Il n'y a pas lieu non plus de s'arreter au reproche que 
les recourantes adressent a Ja juridiction cantonale au 
sujet de son refus d'ordonner une nouvelle expertise, non 
plus d'ai11eurs qu'aux diverses questions que peut soulever 
la disposition de l'art. 620 al. 2 revise prescrivant que ]e 
prix d'attribution est fixe conformenient a la loi sur le 
desendettement des domaines agricoles du 12 decembre 
1940. 

V. SACHENRECHT 

DROITS REELS 

5. Urteil der 11. ZiviIabteilung vom 2. I!ebruar 1950 
i. S. Touring Motor A.-G. gegen Frei. 

Bestandteil der Sache (Art. 642 ZGB). 
Der Eigen~u'f/1;8vorbehalt ~n ~iner Sache (Art. 715 ZGB) geht unter, 

~enn diese B~tandteil emer andern Sache wird und damit ihre 
eigene rec~tliche Existenz verliert (Kippanlage und Motor­
wagenchassIs). 

Voraussetzungen der Bestandteilsqualität (Art. 642 Abs. 2 ZGB). 
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Partie integrante d'une chose (art. 642 CC). 
Le pacte en vertu duquell'alienateur d'une chose s'en est reserve 

la proprWte (art. 715 CC) cesse de produire effet lorsque cette 
chose devient partie integrante d'une autre chose et perd ainsi 
son existence juridique propre (chassis et pont basculant d'un 
camion automobile). 

A quelles conditions une chose peut-elle etre consideree comme 
partie inMgrante d'une autre ? 

Parte integrante d'una cosa (art. 642 CC).· 
Il patto di riserva deUa proprietd d'una cosa (art. 715 CC) cessa di 

essere efficace, quando questa cosa diventa parte integrante 
d'un'altra cosa e perde cos!. la sua esistenza giuridica propria 
(telaio e ponte ribaltabile d'un autocarro). 

A quall condizioni una cosa puo essere considerata come parte 
integrante d'un'altra ? 

A. -Laut zwei separaten Verträgen vom 25. April 1947 
bestellte der Bauunternehmer Max Frei in Solothurn von 
der Touring Motor A.-G. in Solothurn ein Ford-Lastwagen­
Chassis mit Stahlkabine zum Preise von Fr. 14,440.-, 
sofort lieferbar, und einen hydrau1ischen Motor-Dreisei­
tenkipper, System Burkhardt, zum Preise von Fr. 6700.-, 
lieferbar im Oktober 1947. In beiden Verträgen behielt 
sich der Verkäufer das Eigentum bis nach restloser Be­
zahlung des Kaufpreises vor. Die Eigentumsvorbehalte 
wurden nach Lieferung jedes der beiden Teile, nämlich 
für den Wagen am 19. Mai und für den Kipper am 14. Ok­
tober 1947 beinl Betreibungsamt Solothurn in das Eigen­
tumsvorbehaltsregister eingetragen. 

Bis zur Lieferung des Kippers versah Frei das Chassis 
mit einer provisorischen Ladebrücke. Als im November 
1947 der Kipper auf dem Chassis angebracht und dafür 
mit Fr. 6968.- Rechnung gestellt wurde, war das Chassis 
bereits abbezahlt und der Eigentumsvorbehalt dafür 
gelöscht. 

Am 2. Dezember 1947 wurde über die Firma Max Frei 
der Konkurs eröffnet. Die Touring Motor A.-G. verlangte 
die Aussonderung des Kippers und machte zugleich fol­
gende Forderungsansprüche geltend: Kaufpreis des Kip­
pers Fr. 6996.80 ; Entschädigung wegen Nichterfüllung des 
Vertrages Fr. 1500.-; Miete für den Kipper bis Konkurs-
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eröffnung Fr. 333.34, seit Konkurseröffnung Fr. 280.-. 
Die Konkursverwaltung wies das Aussonderungsbegehren 
ab, weil der Kipper Bestandteil des Lastwagens geworden 
sei und daher nicht in gesondertem Eigentum stehen könne; 
sie liess nur die Kaufpreisforderung zu und kollozierte sie 
in 5. Klasse. Die Touring Motor A.-G. machte innert der 
ihr gesetzten Fristklageweise den Aussonderungsanspruch 
geltend und focht gleichzeitig den Kollokationsplan an 
mit den Begehren, es sei eine Forderung von Fr. 1862.14 
in 5. Klasse aufzunehmen als Entschädigung für Miete 
und Abnützung des Kippers; endlich machte sie eine 
Forderung von mindestens Fr. 60.- pro Monat ab 2. De­
zember 1947 bis zur Herausgabe des Kippers wegen wei­
terer Benützung desselben als Massaschuld geltend. 

B. - Das Amtsgericht schützte den Aussonderungsan­
spruch und eine Forderung von Fr. 1703.80 in 5. Klasse. 
Auf Appellation der Konkursmasse hat das Obergericht des 
Kantons Solothurn mit Urteil vom 13. September 1949 die 
Klage gänzlich abgewiesen und die Klägerin mit ihrer 
Kaufpreisforderung in die 5. Klasse verwiesen, weil an 
dem durch Verbindung mit dem Chassis zu dessen Bestand­
teil gewordenen Kipper ein Eigentumsvorbehalt nicht zu 
Recht bestehe. 

C. - Mit der vorliegenden Berufung hält die Klägerin 
an ihren Begehren auf Herausgabe des Kippers, Kollo­
zierung einer Entschädigungsforderung von Fr. 1703.80 
in 5. Klasse und Zahlung von Fr. 60.- monatlich vom 
2. Dezember 1947 bis zur Herausgabe des Kippers fest. 

Die beklagte Konkursmasse trägt auf Bestätigung des 
angefochtenen Urteils an. 

Das Bundesgericht zieht in Erwägung,: 

Eigentumsvorbehalt ist nur an Gegenständen möglich, 
die als selbständige Sache eine eigene rechtliche Existenz 
haben. Vorbehaltenes Eigentum an einer Sache geht daher 
unter, wenn diese zum Bestandteil einer andern Sache 
gemacht wird und damit ihre eigene rechtliche Existenz 
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verliert, weil das Eigentumsrecht an der Hauptsache not­
wendig auch alle BestandteiJe dieser Sache umfasst 
(Art. 642 ZGB). Der vorliegende Streit läuft auf die Frage 
hinaus, ob der Kipper im Zeitpunkt seiner Anbringung am 
Lastwagen zu dessen Bestandteil wurde oder nicht. Ist 
dies der Fall, so war die Begründung bzw. das Weiter­
bestehen eines Eigentumsvorbehaltes am Kipper unmög­
lich und die Eintragung des Vorbehaltes wirkungslos; denn 
die Eintragung kann den Vorbehalt nur begründen, wenn 
die rechtlichen Voraussetzungen dafür gegeben sind, hier 
die Existenz des Kippers als selbständige Sache. 

1. - Nach den auf Expertise ftlSsenden Feststellungen 
der Vorinstanz kann ein Kipper mit der Chassisanlage 
entweder fest und dauernd oder abnehmbar verbunden 
werden; letzteres geschieht dann, wenn für ein Chassis 
mehrere verschiedene Aufbauten - Kipper, Brücke, 
Zisterne, Karrosserie für Personentransport usw. - vor­
handen sind, die je nach Bedürfnis ausgewechselt und auf­
montiert werden können (Mehr- oder Vielzweckfahrzeuge). 
Nach dem gerichtlichen Experten ist die Verwendung ver­
schiedener Aufbauten für das gleiche Chassis nur dann 
rationell, wenn eine rasche Auswechslung stattfinden kann ; 
zu diesem Zwecke müssen die Befestigungsmittel mög­
lichst für aHe Aufbauten gleich und rasch lösbar sein. 

Im vorliegenden Falle war das Chassis an sich geeignet, 
wechselweise mehrere Brücken zu tragen. Der Käufer Frei 
machte jedoch von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch, 
sondern bestellte bei der Klägerin gleichzeitig sowohl das 
Lastwagenchassis als den Motorkipper und zwar diesen 
« auf Fordchassis fertig montiert ». Da die Erstellung und 
Anpassung des Kippers längere Zeit in Anspruch nahm, 
liess Frei, um den Wagen schon vorher verwenden zu 
können, am sofort gelieferten Chassis zunächst proviso­
risch eine Holzbrücke anbringen, die aber nach erfolgter 
Montierung des Kippers beseitigt und nicht mehr verwen­
det wurde. Eine weitere Brücke oder andere Aufbaute, die 
er anstelle des Kippers wechselweise hätte aufmontieren 
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können, besass Frei nicht. Die Vorinstanz stellt fest, dass 
es ihm zum vornherein bei der Bestellung « nicht darum 
ging, einen auswechselbaren Kipper zu erhalten, sondern 
eine Kippanlage, qie auf dem Lastwagen blieb». 

Diesem Zwecke entsprach auch die Montage des Kip­
pers. Im Gegensatz zu Aufbauten bei Mehrzweckwagen, 
die in der Regel behufs rascher und leichter Auswechsel­
barkeit mit sog. Verschlussriegeln am Chassis befestigt 
werden, war die streitige Kipperanlage mit Schrauben 
montiert, worin die Vorinstanz ein Indiz dafür erblickt 
dass Frei von Anfang an nicht an Auswechslung des Auf~ 
baus dachte. 

Von besonderer Bedeutung für die Frage der Auswech­
selbarkeit ist neben der Art der Befestigung des Aufbaus 
am Chassis die Anlage der Ölleitung von der Pumpe zur 
hydraulischen Hebevorrichtung. Bei wegnehmbarem Kip­
per muss eine besondere Abschlussvorrichtung und Kupp­
lung zum Abschluss bzw. zur Verbindung der Ölleitung 
zwischen Pumpe und Teleskop angebracht sein, die beim 
Fahrzeug Freis fehlte, sodass dieses - laut Vorinstanz und 
Experte - als Ganzes als Einzweckfahrzeug zu betrachten 
ist. 

Es kann mithin keinem Zweifel unterliegen, dass eine 
äussere, physische Verbindung des Kippers mit dem 
Chassis vorliegt, wie sie für die Konstituierung einer vorher 
selbständigen Sache zum Bestandteil einer anderen voraus­
gesetzt ist, nämlich eine Verbindung, die nicht ohne Zer­
störung, Beschädigung oder Veränderung der Sache 
(Art. 642 Abs. 2 ZGB) oder unverhältnismässige Arbeit 
oder Auslagen (Art. 727 Abs. 1) wieder gelöst werden 
kann. 

2. - Indessen genügt die bloss äusserliche Verbindung 
nicht ohne weiteres; es muss eine gewisse innere Verbin­
dung, eine Beziehung der Hauptsache zum Bestandteil 
dazukommen. Dieser muss « zum Bestande der Sache 
gehören )l (Art. 642 Abs. 2) ; der Bestandteil muss mit der 
Hauptsache bestimmungsgemäss eine Einheit bilden, daher 
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vor allem für dauernd, nicht bloss vorübergehend, mit ihr 
verbunden angesehen werden können (vgJ. BGE 44 II 
391 f.). 

Diese vorausgesetzte Einheit hinsichtlich der Zweck­
bestimmung ist hier ohne weiteres zu bejahen, da die 
Kippbrücke für sich allein als solche nicht brauchbar ist, 
sondern ihren Zweck erst infolge der Anbringung auf einem 
Chassis erfüllt, wie auch dieses selbst erst durch die Auf­
montierung eines Aufbaus zum gebrauchsfahigen Last­
wagen wird. Für den dauernden Charakter dieser Verbin­
dung fällt entscheidend der Wille dessen ins Gewicht, der 
die Nebensache zur Hauptsache fügte. Dass aber Frei den 
Kipper dauernd dem Chassis anfügen und nicht einen aus­
wechselbaren Aufbau schaffen wollte, wird, wie erwähnt, 
von der Vorinstanz ausdrücklich und für das Bundes­
gericht verbindlich festgestellt. Diese Willensmeinung Freis 
konnte in der Tat ernsthaft nicht bezweifelt werden. Nicht 
nur liess er den Kipper mit dem Chassis fest verschrauben 
und an der Ölleitung keine Kupplungs- und Verschluss­
vorrichtung anbringen; er hatte tatsächlich keine andere 
Brücke, und es liegt kein Anhaltspunkt dafür vor, dass er 
je die Absicht hatte, noch eine andere anzuschaffen. Die 
Holzbrücke, die er bis zur Lieferung des Kippers ange­
bracht hatte, war provisorischen Charakters, um die Be­
nutzung des Wagens schon vor der Lieferung des Kippers 
zu ermöglichen. Gerade die Tatsache, dass Frei eine solche 
provisorische Brücke erstellen liess, spricht dafür, dass er 
keine zweite definitive anschaffen wollte. 

Der Umstand, dass Frei einen Eigentumsvorbeha1t am 
Kipper eintragen liess, ändert an dieser Betrachtungsweise 
nichts. Er machte sich über die rechtliche Möglichkeit 
vorbehaltenen Eigentums am Kipper nach dessen Verbin­
dung mit dem Chassis aller Wahrscheinlichkeit nach keine 
Gedanken. Jedenfalls konnte der Eigentumsvorbehalt den 
Eigentumsübergang nicht hindern, wenn die tatsächlichen 
Voraussetzungen dafür durch die Überführung der bisher 
selbständigen Sache zum Bestandteil einer andern gegeben 
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waren. Durch die feste und dauernde Verbindung ging das 
selbständige Eigentum am Bestandteil von Gesetzes wegen 
und notwendig unter, weil es begrifflich nicht fortbestehen 
konnte. Dem Willen des Erwerbers Frei kommt nur inso­
weit Bedeutung zu, als er auf die Herstellung dieser festen 
und· dauernden Vereinigung der bei den Sachen gerichtet 
war; soweit er dabei von der Meinung ausging, das sepa­
rate Eigentum könne ungeachtet der Verbindung weiter­
bestehen, kam dem Willen keine Wirkung zu, weil die 
Folge des Eigentumsuntergangs am Bestandteil durch die 
Verbindung iP80 iure eintritt. 

Endlich hat es die Vorinstanz mit Recht auch abgelehnt, 
darin, dass beim Erwerb von Motorkippern häufig Eigen­
tumsvorbehalte eingetragen werden, einen Ortsgebrauch 
im Sinne des Art. 642 Abs. 2 ZGB anzunehmen, welcher 
der Umwandlung der Nebensache zum Bestandteil ent­
gegenstehen würde. Soweit darin die Feststellung liegt, 
dass ein solcher Ortsgebrauch nicht bestehe, ist sie für das 
Bundesgericht verbindlich. Für einen Ortsgebrauch im 
Sinne der zit. Bestimmung ist jedoch überhaupt kein Platz 
mehr, wenn die Frage schon durch die vom ZGB selbst 
umschriebenen wesentlichen Merkmale entschieden wird. 
Wo, wie hier, die dauernde feste Verbindung zur Einheit 
der Zweckbestimmung gewollt und verwirklicht ist, tritt 
die Einheit des Eigentums von Bundesrechts wegen ein, 
ohne dass eine entgegengesetzte lokale Auffassung dies 
zu verhindern vermöchte (BGE 64 II 85). 

Unter diesen Umständen kann dahingestellt bleiben, ob 
der Kipper nicht sogar dann als Bestandteil des Wagens 
anzusehen wäre, wenn es sich um ein Mehrzweckfahrzeug 
handeln würde. 

Muss der Kipper demnach als Bestandteil des Last­
wagens angesehen werden, so steht der Klägerin kein 
Eigentum daran und somit kein Aussonderungsanspruch 
zu. Damit entfällt auch die Grundlage für die weitern 
Begehren; die Klägerin hat nur Anspruch auf die auf die 
Kaufpreisforderung entfallende Konkursdividende in der 
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5. Klasse, wie sie ihr von der Konkursverwaltung zuge­
sprochen worden ist. 

Demnach erkennt das Bundesgericht: 

Die Berufung wird abgewiesen und das Urteil des Ober­
gerichts des Kantons Solothurn vom 13. September 1949 
bestätigt. 

VI. OBLIGATIONENRECHT 

DROIT DES OBLIGATIONS 

6. Urteil der I. Zivilabteilung vom 28. Februar 1950 
i. S. Sulel'man gegen Tungsram Elektrizitäts A.-G. 

Internationales Privatrecht. Garantievertrag ; Rechtswidrigkeit, Un­
Bittlichkeit. Art. 111, 20 OR. 

Bestimmung des für die inhaltliche Gültigkeit eines Garantiever­
trags massgebenden Rechts (Erw. 1-3). 

Einfluss der Simulation des Grundgescbäfts (Erw. 4). 
Einfluss des Umstandes, dass der Garantievertrag die Durch­

führung eines nach ausländischem Recht verbotenen Devisen­
geschäfts sichern soll (Erw. 5-8). 

Widerrechtlichkeit i. S. von Art. 20 OR setzt Verstoss gegen 
schweizerische Rechtsvorschrift voraus (Erw. 7). 

Voraussetzungen, unter denen die Verletzun~ einer ausl~disc~en 
Rechtsvorschrift einen Verstoss gegen die guten SItten 1. S. 
von Art. 20 OR darstellt; verneint für die Verletzung auslän­
discher Devisenvorschriften (Erw. 8). 

Droit international prive. Oontrat de garantie; iUiceite, objet GOn­

traire aux mmurs. Art. 111, 20 CO. 
Determination du droit applicab1e pour juger de 1a validitequant 

au fond d'un contrat de garantie (consid. 1-3). 
InfLuence du caractere simule de l'acte principa1 (consid. 4). 
InfLuence du fait que le contrat de garantie doit assurer 180 reali­

sation d'une operation de devises interdite par 1e droit etranger 
(consid. 5-8). ..' 

L'illiceite au sens de l'art. 20 CO suppose 180 vlOlatlOn de prescrlp-
tions du droit suisse (consid. 7). . . . 

A quelles conditions la violation d'une prescnptlOn de drOlt 
etranger constitue-t-elle une atteinte aux mceurs au sens de 
l'art. 20 ? Refus de l'admettre pour la violation de dispositions 
etrangeres en matiere de devises (consid. 8). 
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